
Stadt Schwentinental 
Amt für Stadtentwicklung, Bauwesen  
und Umweltangelegenheiten 

 

 
7. Änderung des Flächennutzungsplanes der ehemaligen Gemeinde Klausdorf 
(jetzt: Stadt Schwentinental) sowie Bebauungsplan Nr. 71 – „Nördlich der Lise-
Meitner-Straße“ 
 
Verfahrensschritt: Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
Zeitraum:  11.04-13.05.2022 
 
 
 
Wesentliche, bereits vorliegende umweltbezogene Stellungnahmen: 
 
 
 

 Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration (Landesplanung) vom 24.07.2020: 
Kein Widerspruch zu den Zielen der Raumordnung 

 Kreis Plön vom 17.06.2020: 
- Untere Naturschutzbehörde: Hinweise auf Redderstrukturen und Landschaftsschutzgebiet, 
Berücksichtigung evtl. anfallender Bodenmassen in der Eingriffsbilanzierung, Anforderungen des 
Artenschutzes 
- Untere Wasserbehörde: Hinweise auf Notwendigkeit der Überprüfung bestehender 
Einleitungserlaubnisse sowie ggf. Nachweis des schadlosen Wasserabflusses, Wasserschutzgebiet 

und positive Auswirkungen von Entsiegelungen und Dachbegrünungen 
- Untere Bodenschutzbehörde: Keine Hinweise auf Altlasten, Altstandorte oder Altablagerungen, 
Hinweise zur ordnungsgemäßen Entsorgung, Verwendung und Lagerung von Boden, Empfehlung 
zur Erstellung eines Bodenschutzkonzeptes 

 Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume (Forstbehörde) vom 23.04.2020: 
Keine Betroffenheit von Wald 

 Archäologisches Landesamt vom 14.04.2020: 
Keine Auswirkungen auf archäologische Kulturdenkmale 

 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) vom 17.04.2020: 
Keine bergbaulichen Belange betroffen 

 Landeskriminalamt vom 28.04.2020: 
Mögliche Belastung durch Kampfmittel 

 Dataport vom 27.04.2020: 
Keine Beeinträchtigungen durch Richtfunkstrecken 

 Stadtwerke Kiel vom 20.05.2020: 
Hinweise auf Wasserschutzgebiet, Entnahme von Löschwasser aus dem Trinkwassernetz 

 BUND Schleswig-Holstein vom 20.05.2020: 
Hinweise zum ökologischen Wert des Plangebietes und seiner Bestandteile, Biotoptypen-Zuordnung 
des Grünlands 
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Landesplanungsbehörde

 
 

B2K 
Architekten und Stadtplaner 
Schleiweg 10 
24106 Kiel 

 

Ihr Zeichen: /
Ihre Nachricht vom: /

Mein Zeichen: IV 622 - 23128/2020
Meine Nachricht vom: /

Sabina Groß
sabina.gross@im.landsh.de
Telefon: +49 431 988-1730

Telefax: +49 431 988-6

- 
 

24.07.2020 
 
 
nachrichtlich: 
 
Bürgermeister  
der Stadt Schwentinental 
Theodor-Storm-Platz 1 
24223 Schwentinental 
 
d.d. Landrätin des Kreises Plön 
 
Landrätin des Kreises Plön 

 Kreisplanung 
 Amt für Umwelt 

Hamburger Straße 17  
24306 Plön 
 
Ministerium für Inneres, ländliche Räume und Integration 
Referat IV 52 (Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht) 
 
 
Ziele, Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung nach § 11 Abs. 2 
Landesplanungsgesetz vom 27. Januar 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 8), zuletzt  
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Landesplanungsgesetzes  
vom 20. Mai 2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 98) 
 
7. Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 71 der Stadt Schwentinental 

 

Mit Schreiben vom 09.04.2020 informieren Sie über die 7. Änderung des Flächennut-

zungsplanes und die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 71 der Stadt Schwentinental. 

Gegenstand der Planung ist die Darstellung einer gemischten Baufläche (0,7 ha) und 

einer gewerblichen Baufläc

Schröter, Michael
Auslegungsexemplar
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-Meitner-

-Meitner-  

Der Plangeltungsbereich ist insgesamt ca. 2,7 ha groß. Im Flächennutzungsplan wird die 

Fläche bislang als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Parallel zur Flächennut-

zungsplanänderung wird der Bebauungsplan Nr. 71 aufgestellt. 

 

Aus Sicht der Landesplanung nehme ich zu der Bauleitplanung wie folgt Stellung: 

 

Maßgeblich für die Planungen der Gemeinde sind der Regionalplan III (Amtsbl. Schl.-H. 

2001, Seite 49) sowie der Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010 (LEP; 

Amtsbl. Schl.-H. 2010, Seite 719) und die Fortschreibung des Landesentwicklungsplans 

Schleswig-Holstein 2010 (Runderlass des Ministeriums für Inneres, ländliche Räume und 

Integration des Landes Schleswig-Holstein vom 27.11.2018 - IV 60 - Az. 502.01 - Amtsbl. 

Schl.-H. S. 1181). 

 

Die Stadt Schwentinental gehört als Stadtrandkern II. Ordnung zu den Siedlungsschwer-

punkten in Schleswig-Holstein. Die zu überplanende Fläche liegt zum größten Teil inner-

halb der Siedlungsachsenabgrenzung der Siedlungsachse Kiel  Preetz.  

 

Grundsätzlich können alle Gemeinden nach Ziffer 2.6 Abs. 1 LEP 2010 sowie Ziffer 3.7 

Abs. 1 der LEP-Fortschreibung 2018 unter Beachtung ökologischer und landschaftlicher 

Gegebenheiten eine bedarfsgerechte Flächenvorsorge für die Erweiterung ortsansässi-

ger Betrieb sowie die Ansiedlung ortsangemessener Betriebe treffen. Vor der Neuaus-

weisung von Flächen sollen in den Gemeinden Altstandorte, Brachflächen und Konversi-

onsstandorte in städtebaulich integrierter Lage genutzt werden. Es soll darauf geachtet 

werden, dass Flächen sparend gebaut wird, die Gewerbeflächen den Wohnbauflächen 

räumlich und funktional sinnvoll zugeordnet sind und dass insbesondere exponierte 

Standorte qualitativ hochwertig gestaltet werden. 

 

Nach Ziffer 2.6 Abs. 2 LEP 2010 und Ziffer 3.7 Abs. 2 der LEP-Fortschreibung 2018 ge-

hören Stadtrandkerne zu den Schwerpunkten für die Entwicklung von Gewerbe- und In-

dustrieflächen. 

 

Im Rahmen der Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes der Stadt Schwentinental 

wurde die nun vorgelegte Planung bereits als geplante Gewerbefläche in den Planunter-

lagen vorgestellt. Die Landesplanung hat hierzu mit Schreiben vom 03.02.2017 Stellung 

genommen. Damals wurde festgestellt, dass die zu überplanende Fläche innerhalb der 

Siedlungsachsenabgrenzung liegt und keine grundsätzlichen Bedenken bestehen. 
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Um eine den Zielen der Raumordnung zuwiderlaufende Entwicklung durch sukzessive 

Einzelhandelsansiedlungen auszuschließen, ist die Begründung dahingehend zu konkre-

tisieren, dass im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung Festsetzungen zu treffen 

sind, die jeglichen selbständigen Einzelhandel im GE-Gebiet ausschließen. Auf das 

beigefügte Merkblatt mit dem Muster für eine textliche Festsetzung im Bebauungsplan 

weise ich hin. 

 

Aus Sicht der Landesplanung bestehen gegen die Planung keine grundsätzlichen Be-

denken. Eine abschließende landesplanerische Stellungnahme nach Vorlage konkreti-

sierter Planunterlagen behalte ich mir vor. 

 

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Ziele und Grundsätze der Raumordnung 

und greift einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes nicht vor. Eine Aussage 

über die Förderungswürdigkeit einzelner Maßnahmen ist mit dieser landesplanerischen 

Stellungnahme nicht verbunden. 

 
 
( Sabina Groß ) 
 
 
 
 
 
 
 

 



 

 

 

Ministerium für Inneres, ländli-
che Räume und Integration 

Abteilung IV 6 Landesplanung 
und ländliche Räume 

 
 Stand: 01.08.2017 
 

 

Steuerung der Einzelhandelsentwicklung in Gewer-
begebieten 

Anregungen für die besondere städtebauliche Begründung von 
textlichen Festsetzungen nach § 1 Abs. 5 i.V.m. Abs. 9 BauNVO 
 
 
Allgemeine Begründung für den generellen Einzelhandelsaus-
schluss: 

 
Siehe  Ziffern 2.4.1 (Abschnitt “Gewerbe- und Industriegebiete”) und 3.4.4 des Ge-
meinsamen Beratungserlasses zur Ansiedlung von Einkaufseinrichtungen größeren 
Umfangs vom 1. August 1994. 
 
Begründung für die Ausnahme “Verkaufsflächen im räumlichen und 
funktionalen Zusammenhang, aber keine Waren und Güter des tägli-
chen Bedarfs”: 

 
Ziel der Gewerbegebietsfestsetzung ist die Ansiedlung von Handwerks-, Produktions-, 
Dienstleistungs- und Großhandelsbetrieben, um das Arbeitsplatzangebot in der Ge-
meinde zu erhöhen und ausreichende Flächen insbesondere auch zur Umsiedlung 
städtebaulich störender Betriebe zur Verfügung stellen zu können. Diesen Betrieben 
soll jedoch als untergeordnete Nebeneinrichtung Gelegenheit gegeben werden, ihre 
Produkte an Endverbraucher zu verkaufen (Direkt-Vermarktung). Wegen der i.d.R. 
eher wohnungsfern gelegenen Gewerbegebiete wird der Einzelhandel mit Waren und 
Gütern des täglichen Bedarfs generell ausgeschlossen; diese Einrichtungen sollen 
wohnungs- und verbrauchernah angesiedelt werden. 
 
Begründung für die erweiterte Ausnahme “Verkaufsfläche Kfz. 
usw.”: 

 
Die erweiterte Ausnahme für den Einzelhandel soll Gewerbebetrieben, deren Produkt-
palette ein flächenbeanspruchendes Sortiment umfasst, die gleichen Möglichkeiten 
wie den vorstehend genannten Betrieben eröffnen. Insbesondere Kfz-
Reparaturwerkstätten, die gleichzeitig einen Gebraucht- oder Neuwagenhandel betrei-
ben, Zimmerei- oder Tischlereibetriebe, die Möbel, Zäune, Carports o.ä. herstellen, 
oder der Baustoffgroßhandel benötigen für die vorgenannten Produkte erhebliche 
Stellflächen. Diesem Umstand soll durch eine weitere begrenzte Ausnahmeregelung 
Rechnung getragen werden. 
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Gemeinsame Begründung: 
 

Von dem vorstehend im Ausnahmewege ermöglichten Einzelhandel gehen nicht die in 
der Begründung zum grundsätzlichen Einzelhandelsausschluss angeführten Gefähr-
dungen für die städtebauliche Entwicklung aus. 
 
 
Muster für eine textliche Festsetzung im Bebauungsplan 
 
1. Gemäß § 1 Abs. 5 in Verbindung mit Abs. 9 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

sind im Gewerbegebiet Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen. 
 
1.1 Ausnahmsweise sind Einzelhandelsbetriebe bis zu einer Größe von max. 300 qm 

Geschossfläche / alternativ 200/250 m2 Verkaufs- und Ausstellungsfläche zuläs-
sig, wenn sie  

– nicht mit Waren und Gütern des täglichen Bedarfs handeln, 
– in einem unmittelbaren räumlichen und funktionalen Zusammenhang mit 

einem Großhandels-, Produktions- , Dienstleistungs- oder Handwerksbetrieb 
stehen und  

– diesem gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind. 
 

1.2 Eine Überschreitung der max. zulässigen  Geschossfläche von 300 qm / alterna-
tiv Verkaufs- und Ausstellungsfläche von  200/250 m2 für den Einzelhandelsan-
 teil kann darüber hinaus bis zu max. 1.200 qm Geschossfläche / alternativ … qm 
 Verkaufs- und Ausstellungsfläche ausnahmsweise zugelassen werden, wenn 
 es sich um Gewerbebetriebe des Kfz-Handwerks, des holzver- oder holzbearbei-
 tenden Bereichs einschließlich Möbel oder des Bau- und Gartenbedarfs handelt; 
 auf eine Unterordnung des Einzelhandelsanteils im Sinne der Ziffer 1.1, 3. Spie-
 gelstrich kann in diesem Fall verzichtet werden. 

 
1.3 Bei der Ermittlung der Geschossflächen nach Ziffer 1.1 und 1.2 sind die Flächen 

 von Aufenthaltsräumen in Nichtvollgeschossen, einschließlich der zu ihnen ge-
 hörenden Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände ganz mit
 zurechnen (§ 20 Abs. 3 Baunutzungsverordnung). 

 



 

Kreisverwaltung: Sprechzeiten  Bankverbindung:  
Hamburger Straße 17/18 DI: 14.30  18.00 Uhr Förde Sparkasse (BLZ 210 501 70) 
24306 Plön Fr: 08.00 -- 12.00 Uhr Kto. - Nr. 8888 
 und nach Vereinbarung IBAN: DE54 2105 0170 0000 0088 88 
Web: www.kreis-ploen.de  BIC: NOLADE21KIE 

 

  

KREIS PLÖN 
D IE LANDRÄTIN  
 
- Kreisplanung - 
 
 

Kreisverwaltung Plön  Postfach 7  24301 Plön 

 

Stadt Schwentinental 
Der Bürgermeister 
Amt III Stadtentwicklung/Bau 
Theodor-Storm-Platz 1 
 
24 223 Schwentinental 

Rückfragen an: Herrn Schäfer 
Tel.: 04522 / 743 307 
Fax: 04522 / 743 95 307 
eckart.schaefer@kreis-ploen.de 
Haus B , Zimmer 408  
Aktenzeichen: P-11/14-b71-ft 
 
 

Plön, den 17. Juni 2020 

        nachrichtlich: 

 
sie Verteiler E-Mail 
 
 

 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 71 der Gemeinde Schwentinental für das Gebiet 
OT Klausdorf, nördlich Liese-Meitner-Straße 
hier: Stellungnahme gem. § 4 (1) BauGB und zugleich nach § 11 (1) Landesplanungs-
gesetz 
Ihr Bericht (Schreiben des Büros b2k) vom 9.4.2020 
 
 
Zum Verfahrensschritt § 4 (1) BauGB wurden vorgelegt: 
 

 Planzeichnung Teil A, Entwurf Stand 24.2.2020 
 Kurzbegründung, Stand 24.2.2020 

 
Seitens der Kreisplanung weise ich auf folgende Aspekte hin: 
Die Erweiterung des Angebotes an Gewerbebauflächen in Schwentinental wird begrüßt. 
Ausweislich der Bedarfsprognosen des Gewerbeflächenentwicklungskonzeptes 2017 
(https://www.kreis-ploen.de/media/custom/2158_3139_1.PDF?1580310229) und des laufen-
den Gewerbeflächenmonitorings für den Planungsraum II und Neumünster 
(https://www.kreis-ploen.de/media/custom/2158_3138_1.PDF?1580309495) geht die Pla-
nung maßstäblich auf die regionale Bedarfslage ein. 
 
Hinsichtlich des vorgelegten Entwurfs ist darauf hinzuweisen, dass die Festsetzung eines 
Mischgebietes am nördlichen Rand überdacht werden sollte. Mit einem Mischgebiet wird 
langfristig die Zulässigkeit von regulärer Wohnnutzung eingeräumt. Diese kann, auch wenn 
sie den vergleichsweise robusten Immissionsobergrenzen eines MI unterliegt, auf die Dauer 
in einen Konflikt mit der angrenzenden Gewerbenutzung treten.  
 
Es ist zwar nachvollziehbar, dass man mit dem gewählten Planungsansatz Rücksicht auf die 
beiden vorhandenen Wohnhäuser Ritzebecker Weg Nr. 128 und 130 nehmen möchte. Tat-

 

Schröter, Michael
Auslegungsexemplar
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sächlich wird aber mit der Ausweisung eines heranrückenden Gewerbegebietes südlich da-
von, eine grundsätzliche Entscheidung für die ortsbauliche Entwicklung gesamten Bereiches 
als Gewerbegebiet getroffen. Nach dem Verlust des bisherigen Puffers aus einer Freifläche 
ggü. den Wohnhäusern am Ritzebecker Weg, muss die Gesamtsituation aus Bestand und 

Die 
einer kleinen Teilfläche, in der reguläre Wohnnutzung 

zulässig bleiben soll, am Rand eines ausschließlich durch Gewerbe geprägten Bereiches, ist 
konfliktträchtig. Die Nutzungsabfolge GE / MI wäre nur dann städtebaulich vertretbar, wenn 
beide Gebietsarten über ein ausreichendes Gewicht als jeweils eigenständig tragfähige Sied-
lungsstrukturen verfügen würden. Das trifft nur für das Gewerbegebiet zu. Zudem wären ent-
sprechend dem Trennungsgebot entsprechende Abstände nachzuweisen.  
 
Das Mischgebiet ist in seiner jetzigen Größe jedoch keine eigenständige tragfähige Sied-
lungsstruktur. Es verfügt auch über keine Möglichkeit, sich zu einer solchen zu entwickeln. 
Auch steht kein ausreichender Raum für städtebaulich gebotene Schutzabstände zu Verfü-
gung. Die zwei oder maximal drei Wohnhäuser wären als Fremdkörper dauerhaft dem Im-
missions- und Nutzungsdruck aus einem ca. 18 ha großen, angrenzenden Gewerbegebiet 
ausgesetzt.  
 
Insofern bitte ich darum, die o.g. Problemlage aufzuarbeiten und entsprechende städtebauli-
che Lösungen vorzulegen.  
 
 
Fachbehördliche Stellungnahmen: 
 
Die UNB m.H. teilt mit: 
Bei den Knicks mit Reddercharakter handelt es sich um die für den Naturhaushalt und das 
Landschaftsbild im Plangebiet maßgeblich wertgebenden Freiraumelemente. Eine dauerhaf-
te und beeinträchtigungsfreie Erhaltung dieser für das Orts- und Landschaftsbild im Über-
gang zur freien Landschaft wesentlichen und im Gebiet der Stadt Schwentinental seltenen 
gewordenen Strukturen ist durch geeignete und über das gesetzliche Mindestmaß hinausge-
hende Festsetzungen im Bebauungsplan sicherzustellen. Für eine dauerhafte Erhaltung und 
Entwicklung der ökologischen und landschaftsästhetischen Qualität der Redder, die auch 
den Schutz vor allmählicher Degradierung einschließt, rege ich an, dass mit allen baulichen 
Anlagen, auch den genehmigungsfreien Nebenanlagen, Stell- und Lagerplätzen sowie mög-
lichen Auffüllungen und Abgrabungen ein Mindestabstand von 6 m vom Knickwallfuß einge-
halten wird. Dieser Schutzstreifen ist im Planbild und im Text mit den notwendigen Beschrei-
bungen zu versehen, festzusetzen und durch geeignete Maßnahmen von der anschließen-
den Grundstücksnutzung abzugrenzen. Der Schutzstreifen sollte in das Eigentum der Stadt 
übergehen und nicht den Baugrundstücken zugeordnet werden, da so die dauerhafte Erhal-
tung und Entwicklung der Redder am ehesten garantiert werden kann. 
 
Der planerischen Aussage, dass die vorgesehene Bebauung die Ortsrandlage des Plange-

htigen muss, wird ausdrücklich zugestimmt. Jedoch 
erscheint die Gewährleistung dieses Planungszieles zweifelhaft, wenn das bisher vorgese-
hene Maß der baulichen Nutzung mit maximalen Gebäudehöhen von 12 m (bzw. 10.50 m) 
über Geländeoberkante und einer Überschreitungsmöglichkeit von weiteren 3 m im weiteren 
Planverfahren Bestand haben sollte. Ich rege daher an, die maximal zulässige Gebäudehöhe 
an die örtlichen landschaftlichen Gegebenheiten anzupassen und mehr als bisher auf die 
hohe landschaftsästhetische Sensibilität in diesem Bereich Rücksicht zu nehmen. 
 
Hinsichtlich der bei Errichtung großflächiger Gewerbebauten in vielen Fällen erforderlichen 
Nivellierung des Geländereliefs und der erfahrungsgemäß infolgedessen anfallenden über-
schüssigen Bodenmassen ist sicherzustellen, dass der Verbleib der Überschussmassen in 
die Planung eingestellt und im Bedarfsfall auch bei der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 
berücksichtigt wird. Zu weiteren eingriffsrechtlichen Aspekten kann erst Stellung genommen 



Kreis Plön  - Bauleitplanung - 

Seite 3 von 4 

werden, wenn die Planunterlagen im nächsten Planungsschritt dahingehend hinreichend 
konkretisiert wurden. 
 
Artenschutzrechtliche Belange sind in einem eigenständigen artenschutzrechtlichen Fachbei-
trag abzuarbeiten. Dabei sind die Vorgaben des Artenschutzpapiers des LBV SH (2016) an-
zuwenden. Eine Potenzialanalyse als alleinige Datengrundlage wird den Anforderungen an 
eine rechtssichere Ermittlung abwägungsrelevanter Belange hinsichtlich des Schutzguts Tie-
re, Pflanzen und biologische Vielfalt sowie in Bezug auf die Beachtung artenschutzrechtli-
cher Vorschriften nicht gerecht. Daher weise ich abschließend darauf hin, dass die Vorkom-
men besonders bzw. streng geschützter und von den Auswirkungen der Umsetzung dieser 
Bauleitplanung betroffener Arten durch Realkartierung nach einschlägiger Methodik zu er-
fassen und zu bewerten sind. 
 
Die untere Wasserbehörde m.H. teilt mit: 
Gegen den derzeitigen Planungsstand bestehen von Seiten der unteren Wasserbehörde 
Bedenken. Die hier vorgelegten Unterlagen sind für eine abschließende Bewertung nicht 
ausreichend und müssen konkretisiert werden. Die Stadt Schwentinental ist für die im B.- 
Plan Nr. 71 dargestellte Gewerbefläche abwasserbeseitigungspflichtig (§ 44 LWG). In der 
Ortslage Schwentinental betreibt die Stadt zentrale Schmutz- und Niederschlagswasseranla-
gen. Der Schmutz- und Niederschlagswasseranschluss an die zentrale Kanalisation, Be-
handlungsanlagen sowie die Abwassereinleitung in die Gewässer hat entsprechend §§ 8, 60, 
57 und 83 WHG zu erfolgen.  
Die Fläche des B.-Plangebiets liegt außerhalb von Einzugsgebieten erlaubter Einleitungsstel-
len. Sollte die Fläche an eine bereits bestehende Einleitungsstelle angeschlossen werden, ist 
zu überprüfen, ob die relevanten Parameter (Versiegelungsgrad, Abflussbeiwerte, versiegel-
te Flächen, abgeführte Wassermengen etc.) des Bestands bzw. für die zukünftig geplanten 
RW-Einleitungsmengen den in der betroffenen Einleitungserlaubnis angegebenen Daten 
entsprechen. Dieser Nachweis ist nach den aktuellen Regeln der Technik durchzuführen.  
Im Rahmen des B.-Planverfahrens sind in den B.-Planunterlagen prüffähige Aussagen und 
Nachweise hierzu vorzulegen (§§ 47, 51 und 52 LWG). Sollte es durch die mit diesem B.-
Plan entstehenden Gewerbeflächen zu Abweichungen von bestehenden wasserrechtlichen 
Erlaubnissen bzw. Genehmigungen kommen, so sind neue Einleitungserlaubnisse bzw. Ge-
nehmigungen mit entsprechenden Planungsunterlagen zu beantragen. Das Einreichen der 
entsprechenden Nachweise bzw. Antragsunterlagen bei der unteren Wasserbehörde muss 
zeitnah erfolgen. Erst nach Einreichung der Unterlagen kann über die Erlaubnisfähigkeit der 
Anträge und damit über die Sicherung der Erschließung im B.-Planverfahren entschieden 
werden. Bei den Nachweisen einer ordnungsgemäßen Niederschlagswasserbeseitigung wird 
auf den gemeinsamen Erlass des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, 
Natur und Digitalisierung (MELUND) und des Ministeriums für Inneres, ländliche Räume und 
Integration des Landes Schleswig-Holstein (MILI) zum landesweiten Umgang mit Regen-
wasser in Neuba s-
ser in Neubaugebieten in Schleswig-Holstein  
10.10.2019 hingewiesen.  
Die geplante Fläche des B.-Plans Nr. 71 liegt innerhalb des Wasserschutzgebiets Schwenti-
netal Zone IIIA. Es gelten damit die Nutzungseinschränkungen der Flächen gemäß § 5 der 
Landesverordnung über die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes für die Wassergewin-
nungsanlagen der Stadtwerke in Kiel (Wasserschutzgebietsverordnung Schwentinetal) vom 
27. Januar 2010 (GVOBl. 2010, 22). 
Es werden weiterhin folgende Anregungen für die Niederschlagswasserbeseitigung gege-
ben: Entsiegelung und die Begrünung der Dachflächen können die Flächenrückhaltung am 
Ursprung verbessern, natürlichere Abflussverhältnisse schaffen und Starkregenspitzen und 
den Schadstoffeintrag minimieren. Die Einleitung von Regenwasser ins Grundwasser und 
die damit einhergehende Entlastung der Oberflächengewässer wird von der unteren Was-
serbehörde ausdrücklich begrüßt. Diese Maßnahmen begünstigen die nachhaltige Bewirt-
schaftung unserer Gewässer im Kreis Plön. 
 
Die untere Bodenschutzbehörde m.H. teilt mit: 
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Im Plangebiet ist nach derzeitigem Kenntnisstand weder ein altlastverdächtiger Standort, 
noch ein Altstandort oder eine Altablagerung gemäß §§ 2 Abs. 5 und Abs. 6 Bundes-
Bodenschutzgesetz (BBodSchG) erfasst.  
Das Flurstück 11/30 wird durch ein Tiefbauunternehmen als Lagerfläche für Container und 
Fahrzeuge genutzt. Aufgrund dieser Nutzung können kleinräumige schadhafte Bodenverän-
derungen nicht vollständig ausgeschlossen werden. Bei einer Nutzungsänderung zu einer 
sensibleren Nutzungsform wäre die Fläche entsprechend zu bewerten. Sollten bei Bodenar-
beiten im Plangebiet Auffälligkeiten (bspw. Geruch oder Verfärbung) auftreten, ist die untere 
Bodenschutzbehörde umgehend darüber zu informieren. 
Für Nivellierungsarbeiten ist vorzugsweise Bodenmaterial aus dem Plangebiet zu nutzen. Da 
das Plangebiet im Wasserschutzgebiet (Zone IIIA) liegt, hat Bodenmaterial, welches von 
außerhalb zur Einarbeitung in das Plangebiet eingebracht wird, die Anforderungen an die 
LAGA Einbauklasse 0 (Zuordnungswerte Z 0) zu erfüllen.  
Sämtliches abgetragenes Bodenmaterial ist einer ordnungsgemäßen Verwer-
tung/Entsorgung zuzuführen. Die geltenden abfallrechtlichen sowie bodenschutzrechtlichen 
Anforderungen, u. a. nach § 12 BBodSchV oder LAGA M20, sind umzusetzen und bei mögli-
chen Verwertungen von überschüssigen Bodenmaterial zu berücksichtigen. 
Weiterhin gibt die UBB die folgenden Anregungen an die Bauplanung/-ausführung:  
- Vermeidung des Anfalls von Bodenmaterial/Baggergut, Kalkulation von Aushubmen-
gen 
- Vermeidung von Substratvermischung; getrennte Entnahme, Lagerung und Einbrin-
gung von Ober- und Unterbodenhorizonten (ggf. Einzäunung zum Schutz vor Befahrung und 
Abdeckung zum Schutz vor Erosion) 
- Zwischenlagerung von Bodenmaterial in Mieten von max. 2 m (Oberboden) oder 3 m 
(Unterboden) Höhe 
- Mieten sind zu profilieren und glätten und nicht innerhalb von Mulden anzulegen 
- Begrünung von Mieten mit tiefwurzelnden, winterharten und stark wasserzehrenden 
Pflanzen (z.B. Luzerne, Waldstaudenroggen, Lupine, Ölrettich) bei einer Lagerdauer über 6 
Monaten 
- Bodenmaterial möglichst trocken schütten (Vermeidung anaerober Bedingungen in 
Mieten, Verdichtung, Vernässung und Stauwirkung) 
 
Für die Einhaltung der soeben genannten Punkte empfiehlt die UBB den Planenden ein Bo-
denschutzkonzept zu erstellen. Seitens der UBB bestehen gegen den derzeitigen Stand der 
Planung keine Bedenken. 
 
Die Verkehrsaufsicht m. H. teilt mit: 
Gegen die B-Plan Neuaufstellung Nr. 71, OT Klausdorf, nördl. Lise-Meitner-Straße bestehen 
in verkehrlicher Hinsicht seitens der Straßenverkehrsbehörde des Kreises Plön, Verkehrs-
aufsicht keine Bedenken, sofern der nachfolgende Hinweis berücksichtigt wird: 
Sämtliche verkehrsregelnde Maßnahmen (Aufstellung von Verkehrszeichen etc.) werden erst 
nach Abschluss des jeweiligen F- bzw. B-Planverfahrens sowie Durchführung einer entspre-
chenden Verkehrsschau durch gesonderte Verkehrsrechtliche Anordnungen endgültig fest-
gesetzt. 
 
 
Weiteres Verfahren: 
 
Bitte kennzeichnen Sie im weiteren Verfahren Änderungen in Text und Zeichnung gegenüber 
dem jeweils vorhergehenden Verfahrensschritt. Versehen Sie bitte alle Entwurfsunterlagen 
mit dem Bearbeitungsstand. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrage 
 
 
gez. Eckart Schäfer 
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